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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes 

A) Problem 

1. Am 13. August 2012 ist die Richtlinie 2012/18/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherr-
schung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, 
zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 
96/82/EG des Rates (ABl EU L 197/1, „Seveso-III-Richtlinie“) in 
Kraft getreten. Neben der Änderung des Anwendungsbereichs der 
Richtlinie, bedingt durch die Anpassung des Stoffverzeichnisses in 
Anhang I an die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und 
Gemischen (sog. CLP-Verordnung), mit der auch eine umfangrei-
che systematische Neuordnung der Vorschriften einhergeht, und 
der Einführung neuer bzw. der Stärkung bestehender Informa-
tions- und Beteiligungsrechte der Öffentlichkeit ergeben sich aus 
der Seveso-III-Richtlinie auch geänderte Anforderungen an die 
Erstellung und den Inhalt externer Notfallpläne. Der die externe 
Notfallplanung umsetzende Art. 3a des Bayerischen Katastro-
phenschutzgesetzes (BayKSG) ist daher an die Seveso-III-Richtli-
nie anzupassen.  

2. Der Anlass dieses Gesetzgebungsverfahrens wird zugleich ge-
nutzt, verschiedene redaktionelle Änderungen vorzunehmen.  

 

B) Lösung 

1. Mit dem vorliegenden Änderungsgesetz wird Art. 3a BayKSG an 
den Anwendungsbereich der Seveso-III-Richtlinie und weitere dort 
die externe Notfallplanung betreffende Vorschriften angepasst. 
Neu hinzu kommt in diesem Rahmen die Zwei-Jahres-Frist für die 
Kreisverwaltungsbehörden zur Erstellung externer Notfallpläne.  

2. Zu weiteren inhaltlichen Neuregelungen zählen die folgenden 
Punkte:  

─ Die Vorkehrungen für Abhilfemaßnahmen außerhalb des Be-
triebsgeländes müssen jetzt ausdrücklich Reaktionsmaßnah-
men auf Szenarien schwerer Unfälle, wie im Sicherheitsbericht 
beschrieben, sowie mögliche Domino-Effekte, einschließlich 
solcher, die Auswirkungen auf die natürlichen Lebensgrundla-
gen (Umwelt) haben, berücksichtigen. 

─ Es müssen Vorkehrungen zur Unterrichtung über einen Unfall 
und das richtige Verhalten nicht nur für die Öffentlichkeit im 
Allgemeinen, sondern nun explizit auch für alle benachbarten 
Betriebe oder Betriebsstätten, die nicht in den Geltungsbe-
reich der Seveso-III-Richtlinie fallen, enthalten sein. 
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Die bestehenden Regelungen zum Inhalt externer Notfallpläne in 
Art. 3a BayKSG werden hierzu jeweils an die entsprechende Ziffer 
des Anhangs IV der Seveso-III-Richtlinie angeglichen.   

3. Neben der systematischen Neuordnung und den inhaltlichen Er-
weiterungen wird Art. 3a BayKSG an verschiedenen Stellen zum 
Zwecke der Klarstellung im Wortlaut bzw. sinngemäß an die Se-
veso-III-Richtlinie angepasst.  

 

C) Alternativen 

Da die Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie im Hinblick auf die externe 
Notfallplanung in die Zuständigkeit der Länder fällt, ist eine Anpas-
sung von Art. 3a BayKSG zwingend erforderlich. Lediglich im Über-
schneidungsbereich mit dem Störfallrecht des Bundes, das ebenfalls 
an die Seveso-III-Richtlinie angepasst werden muss, sowie hinsicht-
lich der konkreten Art und Weise der rechtstechnischen Umsetzung 
besteht dabei in Teilen ein gesetzgeberischer Spielraum.  

Insbesondere hinsichtlich der Anpassung des Anwendungsbereichs 
sowie der Informationspflichten der Betreiber bestünde anstatt der 
jeweiligen Verweisung auf die entsprechenden Vorschriften und An-
hänge der Seveso-III-Richtlinie bzw. die Regelungen in der Störfall-
Verordnung rechtstechnisch auch die Möglichkeit einer vollständigen 
Übernahme bzw. einer inhaltsgleichen landesrechtlichen Regelung in 
Art. 3a BayKSG. Zur Vermeidung einer Überfrachtung des BayKSG 
durch Übernahme des umfangreichen Anhangs I der Seveso-III-Richt-
linie bzw. der Schaffung unnötiger Doppelregelungen in Landes- und 
Bundesrecht ist die Verweisungslösung jedoch eindeutig zu bevorzu-
gen. 

 

D) Kosten 

a) Kosten für den Staat 

Dem Freistaat entstehen durch diese Gesetzesänderung keine 
neuen Kosten. 

b) Kosten für die Kommunen  

Die Anpassung des Stoffverzeichnisses in Anhang I der Seveso-II-
Richtlinie an die CLP-Verordnung durch die Seveso-III-Richtlinie 
wird zu einer Änderung der Anzahl der Betriebe, für die externe 
Notfallpläne zu erstellen sind, führen. Dabei ist noch nicht abzuse-
hen, ob es im Ergebnis zu einer Erhöhung oder Verminderung der 
Gesamtzahl dieser Betriebe kommt.  

Im Fall einer Erhöhung kann bei den Kreisverwaltungsbehörden 
als Katastrophenschutzbehörden durch die Verpflichtung, auch für 
diese neu hinzugekommenen Betriebe externe Notfallpläne aufzu-
stellen, fortzuschreiben und zu erproben, zusätzlicher Verwal-
tungsaufwand entstehen. Ebenso kann die neue Vorgabe der Se-
veso-III-Richtlinie, bei der Planung der Reaktionsmaßnahmen au-
ßerhalb des Betriebsgeländes mögliche Domino-Effekte, ein-
schließlich solcher, die Auswirkungen auf die natürlichen Lebens-
grundlagen haben, zu berücksichtigen, im Einzelfall zu einer Aus-
weitung der erforderlichen Planungen und damit zu einem erhöh-
ten Verwaltungsaufwand führen.  
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Die Gesamthöhe dieses Mehraufwands ist derzeit nicht beziffer-
bar, wird aber als eher gering eingeschätzt. Ein solcher zusätzli-
cher Verwaltungsaufwand wird im Übrigen im Rahmen der vor-
handenen Stellen und Mittel abzudecken sein, da die Kreisverwal-
tungsbehörden bereits nach der bisherigen Rechtslage externe 
Alarmpläne zu erstellen und fortzuschreiben haben. 

Im Fall einer Verminderung der Betriebszahl kann es umgekehrt 
auch zu einer Entlastung der Katastrophenschutzbehörden kom-
men, wenn für bestimmte Betriebe keine externen Notfallpläne 
mehr erstellt, fortgeschrieben und erprobt werden müssen. Dafür 
spricht beispielsweise auch die Kostenabschätzung des Bundes 
im Rahmen der ersten Änderung der Störfall-Verordnung zur Um-
setzung der Seveso-III-Richtlinie zum 15. Februar 2014 (BR-Drs. 
269/13 vom 11. April 2013). Durch Art. 30 der Seveso-III-Richtli-
nie, der bereits zum vorgenannten Datum umzusetzen war, wur-
den Schweröle in die Stoffgruppe der Erdölerzeugnisse eingefügt. 
Schweröle werden dadurch günstiger gestellt als nach bisherigem 
Recht. Dies führt laut Bund zu einem Herausfallen von ca. 30 Be-
triebsbereichen aus dem Anwendungsbereich des Störfallrechts 
bzw. zu einem Wegfall der erweiterten Pflichten (einschließlich der 
Notfallplanung) für ca. 10 weitere Betriebsbereiche in Deutschland 
und damit zu einer entsprechenden Entlastung der Verwaltungen 
der Länder in Höhe von ca. 51.000 Euro pro Jahr. 

Soweit kreisfreie Städte die Aufgaben der unteren Katastrophen-
schutzbehörde im übertragenen Wirkungskreis nach Art. 9 Abs. 1 
Satz 1 Gemeindeordnung wahrnehmen, gilt das oben Ausgeführte 
entsprechend. 

Im Übrigen entstehen den Kommunen durch dieses Gesetz keine 
neuen Kosten.  

 
c) Kosten für die Wirtschaft und die Bürger 

Der Wirtschaft können insofern zusätzliche Kosten entstehen, als 
für Betreiber, die bislang entweder gar nicht in den Anwendungs-
bereich der Seveso-Rechtsakte gefallen sind oder jedenfalls nicht 
den erweiterten Pflichten unterlagen, nun aufgrund einer Einstu-
fung als Betrieb der oberen Klasse die Informationspflichten für 
die Erstellung externer Notfallpläne und Pflichten zu deren Erpro-
bung greifen können. Die damit verbundenen Kosten sind aus den 
unter Buchstabe b) genannten Gründen zum einen jedoch nicht 
insgesamt bezifferbar, zum anderen dürften sie im Verhältnis zu 
den Kosten, die aus den störfallrechtlichen Betreiberpflichten fol-
gen, nur eine sehr untergeordnete Rolle spielen. Sie dürften sich 
für den einzelnen Betrieb ferner in dem Rahmen bewegen, wie sie 
für Betriebe anfallen, für die bereits nach bisheriger Rechtslage 
eine externe Notfallplanung erforderlich ist.  
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Umgekehrt kann es auch zu einer Entlastung bzw. Kostenminde-
rung für die Wirtschaft kommen, als für Betreiber die vorgenann-
ten Pflichten im Zusammenhang mit der externen Notfallplanung 
aufgrund einer Neueinstufung ihres Betriebes entfallen können. 
Dazu wird ebenfalls beispielhaft auf die Kostenabschätzung des 
Bundes im Rahmen der ersten Änderung der Störfall-Verordnung 
zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie zum 15. Februar 2014 
(BR-Drs. 269/13 vom 11. April 2013) verwiesen.  

Im Übrigen entstehen für die Wirtschaft und die Bürger durch die 
Änderung des BayKSG keine zusätzlichen Kosten. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Katastrophen-
schutzgesetzes

1) 

 

§ 1 

Das Bayerische Katastrophenschutzgesetz (BayKSG) 
vom 24. Juli 1996 (GVBl S. 282, BayRS 215-4-1-I), 
zuletzt geändert durch § 1 Nr. 188 der Verordnung 
vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Art. 17 erhält folgende Fassung: 

„Art. 17 (aufgehoben)“  

b) In der Überschrift des Art. 19 wird das Wort  
„ , Außerkrafttreten“ gestrichen.  

2. Art. 3a BayKSG wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 
1
Die Kreisverwaltungsbehörde erstellt in-

nerhalb von zwei Jahren nach Erhalt der In-
formationen gemäß Abs. 2 Alarm- und Ein-
satzpläne (Art. 3 Abs. 1 Nr. 1) als externe Not-
fallpläne für Betriebe im Sinn von Art. 2 Abs. 1 
und 2 Satz 2 der Richtlinie 2012/18/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur 
Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl L 197 S. 1) 
in Verbindung mit Art. 3 Nr. 1 Halbsatz 1 und 
Nr. 3 der Richtlinie 2012/18/EU. 

2
Sie kann auf 

Grund der Informationen im Sicherheitsbericht 
entscheiden, dass sich die Erstellung eines 
externen Notfallplans erübrigt; die Entschei-
dung ist zu begründen.“ 

b) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:  

„(2) Die Übermittlung der für die Erstellung ex-
terner Notfallpläne erforderlichen Informatio-
nen an die Kreisverwaltungsbehörde durch 
den Betreiber bestimmt sich nach den Vor-
schriften der Störfall-Verordnung.“  

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.  

                                                           
1)

  § 1 Nr. 2 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der 
Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefah-
ren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Ände-
rung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 
96/82/EG des Rates (ABl L 197 S. 1). 

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und wie folgt 
geändert: 

aa)  In Nr. 1 wird das Wort „Sofortmaßnah-
men“ durch das Wort „Notfallmaßnah-
men“ ersetzt. 

bb)  In Nr. 5 werden nach dem Wort „Be-
triebsgeländes“ ein Komma und die Wor-
te „einschließlich Reaktionsmaßnahmen 
auf Szenarien schwerer Unfälle, wie im 
Sicherheitsbericht beschrieben und Be-
rücksichtigung möglicher Domino-Effek-
te, einschließlich solcher, die Auswirkun-
gen auf die natürlichen Lebensgrundla-
gen haben“ eingefügt. 

cc)  In Nr. 6 werden nach dem Wort „Öffent-
lichkeit“ die Worte „und aller benachbar-
ten Betriebe oder Betriebsstätten, die 
nicht in den Geltungsbereich der Richtli-
nie 2012/18/EU fallen,“ eingefügt. 

dd) In Nr. 7 wird das Wort „Gemeinschaften“ 
durch das Wort „Union“ ersetzt. 

e) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und wie folgt 
geändert: 

aa)  In Satz 1 wird das Wort „Fortschreibung“ 
durch die Worte „bei wesentlichen Ände-
rungen frühzeitig“ ersetzt.  

bb)  In Satz 2 werden die Worte „Anregungen 
vorgebracht werden können“ durch die 
Worte „zu den Plänen Stellung genom-
men werden kann“ ersetzt.  

cc)  In Satz 5 Halbsatz 1 und Satz 6 Halb-
satz 1 wird jeweils das Wort „Anregun-
gen“ durch das Wort „Stellungnahmen“ 
ersetzt.  

f) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6; Satz 2 wird 
wie folgt geändert: 

aa)  In Halbsatz 1 werden die Worte „Anre-
gungen nur zu den geänderten oder er-
gänzten Teilen vorgebracht werden kön-
nen“ durch die Worte „nur zu den geän-
derten oder ergänzten Teilen Stellung 
genommen werden kann“ ersetzt. 

bb)  In Halbsatz 2 wird die Zahl „4“ durch die 
Zahl „5“ ersetzt.  

g) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7. 

h) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 8 und wie folgt 
geändert: 

aa) In Satz 1 werden das Wort „Gemein-
schaften“ durch das Wort „Union“ und die 
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Worte „Art. 11 bis 13“ durch die Worte 
„Art. 12 bis 14“ ersetzt.  

bb) In Satz 2 werden das Wort „Gemein-
schaften“ durch das Wort „Union“ und die 
Worte „Absatz 1 Satz 3“ durch die Worte 
„Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.  

i) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9. 

3. Art. 3b Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„
3
Art. 3a Abs. 5 und 6 finden entsprechende An-

wendung.“ 

4. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird das Wort 
„Rettungsleitstelle“ durch die Worte „Integrier-
ten Leitstelle“ ersetzt.  

b) In Abs. 3 werden die Worte „THW-Hel-
ferrechtsgesetz“ durch die Worte „THW-Ge-
setz“ ersetzt. 

5. In der Überschrift des Art. 19 wird das Wort  
„ , Außerkrafttreten“ gestrichen. 

 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am …………………….…... in Kraft. 

 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeines 

Am 13. August 2012 ist die Richtlinie 2012/18/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 
2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfäl-
le mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und an-
schließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des 
Rates (ABl EU L 197/1, „Seveso-III-Richtlinie“) in Kraft 
getreten. Neben der Änderung des Anwendungsbe-
reichs der Richtlinie, bedingt durch die Anpassung 
des Stoffverzeichnisses in Anhang I an die Verord-
nung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von 
Stoffen und Gemischen (sog. CLP-Verordnung), mit 
der auch eine umfangreiche systematische Neuord-
nung der Vorschriften einhergeht, und der Einführung 
neuer bzw. der Stärkung bestehender Informations- 
und Beteiligungsrechte der Öffentlichkeit ergeben sich 
aus der Seveso-III-Richtlinie auch geänderte Anforde-
rungen an die Erstellung und den Inhalt externer Not-
fallpläne. Die Umsetzung unionsrechtlicher Vorschrif-
ten zur externen Notfallplanung fällt in die Gesetzge-
bungszuständigkeit der Länder. Der die Seveso-
Rechtsakte insoweit umsetzende Art. 3a des Bayeri-
schen Katastrophenschutzgesetzes (BayKSG) ist an 
die geänderten Vorgaben der Seveso-III-Richtlinie an-
zupassen. 

Mit dem vorliegenden Änderungsgesetz werden diese 
notwendigen Anpassungen in Art. 3a BayKSG vorge-
nommen. Soweit möglich – und mit dem Fokus auf 
eine Rechtsvereinfachung und Rechtsvereinheitli-
chung – werden Änderungen per Direktverweis auf 
die entsprechenden Bestimmungen der Richtlinie oder 
des Störfallrechts des Bundes umgesetzt. Neu hinzu 
kommt in diesem Rahmen die Zwei-Jahres-Frist für 
die Kreisverwaltungsbehörden zur Erstellung externer 
Notfallpläne. Die Fristen für die Betreiber zur Vorlage 
der für die Erstellung solcher Pläne erforderlichen In-
formationen, einschließlich zugehöriger Übergangsvor-
schriften und Ordnungswidrigkeitentatbeständen wer-
den in der Zwölften Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verord-
nung) geregelt. Für inhaltsgleiche landesrechtliche 
Regelungen besteht damit kein Bedarf. Zur Klarstel-
lung und als Anknüpfungspunkt für die darauf aufbau-
ende Fristenregelung für die Kreisverwaltungsbehör-
den nach Art. 3a Abs. 1 Satz 1 BayKSG ist lediglich 
eine entsprechende dynamische Verweisung auf die 
Störfall-Verordnung im neu eingefügten Absatz 2 von 
Art. 3a BayKSG aufzunehmen.  

Wesentliche inhaltliche Neuregelungen betreffen dar-
über hinaus die folgenden Punkte: 

─ Die Vorkehrungen für Abhilfemaßnahmen außer-
halb des Betriebsgeländes müssen jetzt ausdrück-
lich Reaktionsmaßnahmen auf Szenarien schwe-
rer Unfälle, wie im Sicherheitsbericht beschrieben, 
sowie mögliche Domino-Effekte, einschließlich 
solcher, die Auswirkungen auf die natürlichen Le-
bensgrundlagen haben, berücksichtigen. 

─ Es müssen Vorkehrungen zur Unterrichtung über 
einen Unfall und das richtige Verhalten nicht nur 
für die Öffentlichkeit im Allgemeinen, sondern nun 
explizit auch für alle benachbarten Betriebe oder 
Betriebsstätten, die nicht in den Geltungsbereich 
der Seveso-III-Richtlinie fallen, enthalten sein. 

Die bestehenden Regelungen zum Inhalt externer 
Notfallpläne in Art. 3a BayKSG werden hierzu je-
weils an die entsprechende Ziffer des Anhangs IV 
der Seveso-III-Richtlinie angeglichen.   

Neben der systematischen Neuordnung und den in-
haltlichen Erweiterungen wird Art. 3a BayKSG 
schließlich an verschiedenen Stellen zum Zwecke der 
Klarstellung im Wortlaut bzw. sinngemäß an die Se-
veso-III-Richtlinie angepasst. Soweit Art. 3b BayKSG 
auf Art. 3a BayKSG verweist, wird diese Verweisung 
ebenfalls an die Neufassung angeglichen. Zudem 
werden unabhängig von der Umsetzung der Seveso-
III-Richtlinie verschiedene redaktionelle Änderungen 
vorgenommen. 
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B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen 
Regelung 

Die Seveso-III-Richtlinie ist bis zum 31. Mai 2015 in 
nationales Recht umzusetzen. Die Umsetzung der 
Vorschriften zur externen Notfallplanung fällt dabei in 
die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder. In Bay-
ern regelt Art. 3a BayKSG die externe Notfallplanung. 
Dessen Regelungen sind daher zwingend an die ge-
änderten Anforderungen der Richtlinie anzupassen. 
Die mit diesem Änderungsgesetz vorgenommenen 
Änderungen beschränken sich dabei auf eine 1:1-Um-
setzung des Mindestregelungsgehalts der Seveso-III-
Richtlinie.   

Die Einzelheiten des Verfahrens bei der Erstellung, 
Fortschreibung und Erprobung externer Notfallpläne 
sowie deren nähere inhaltliche Ausgestaltung werden 
wie bisher durch entsprechende Vollzugshinweise des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Bau 
und Verkehr geregelt, die an die sich aus der Umset-
zung der Seveso-III-Richtlinie ergebenden Änderun-
gen angepasst werden. Dabei sollen die etablierten 
Verfahrensabläufe weitestgehend aufrechterhalten 
und insbesondere der Mehraufwand für die Kreisver-
waltungsbehörden bei einer gegebenenfalls erforderli-
chen Erweiterung bereits bestehender Notfallpläne so 
gering wie möglich gehalten werden. 

 

C) Zu den einzelnen Vorschriften 

 

Zu § 1   
Änderung des Bayerischen Katastrophenschutz-
gesetzes (BayKSG) 

Zu § 1 Nr. 1 (Inhaltsübersicht ): 

Es handelt sich hierbei um redaktionelle Änderungen. 

 

Zu § 1 Nr. 2 (Art. 3a BayKSG): 

Zu lit. a)  

1. Mit der Neufassung von Abs. 1, insbesondere von 
Satz 1 wird zunächst dem gegenüber der Seveso-
II-Richtlinie geänderten Anwendungsbereich der 
Seveso-III-Richtlinie Rechnung getragen.  

Art. 3a Abs. 1 Satz 1 regelte per Direktverweis auf 
die den Anwendungsbereich der Seveso-II-Richtli-
nie bestimmenden Normen, für welche Betriebe 
externe Notfallpläne zu erstellen sind. Mit der Se-
veso-III-Richtlinie wurden Änderungen im Unions-
system zur Einstufung von gefährlichen Stoffen 
umgesetzt (Anpassung des Stoffverzeichnisses in 
Anhang I an die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008  
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kenn-
zeichnung und Verpackung von Stoffen und Ge-
mischen, sog. CLP-Verordnung), was auch eine 
systematische Neuordnung der Vorschriften über 
den Anwendungsbereich der Richtlinie zur Folge 
hatte. Diese Neuordnung beinhaltet auch eine 

Entkoppelung der Festlegung des Anwendungs-
bereichs von den Vorschriften über die Verpflich-
tung der Betreiber zur Erstellung eines Sicher-
heitsberichts. 

Abs. 1 Satz 1 trägt dem jetzt Rechnung, indem für 
die Festlegung des Geltungsbereichs von Art. 3a 
BayKSG unmittelbar auf die Definition derjenigen 
Betriebe (Betriebe der oberen Klasse) Bezug ge-
nommen wird, für die nach Art. 12 Abs. 1 Buch-
stabe c) der Seveso-III-Richtlinie externe Notfall-
pläne zu erstellen sind. Der Anwendungsbereich 
von Art. 3a BayKSG knüpft dadurch systematisch 
klarer an den eigenen Pflichtenkreis der Katastro-
phenschutzbehörden an, statt wie bislang an den-
jenigen der Betreiber.  

Am Instrument der unmittelbaren Verweisung auf 
die Richtlinie soll – wie schon bei Einfügung und 
den bisherigen Änderungen von Art. 3a BayKSG – 
für die Festlegung des Anwendungsbereichs aus 
dem Grund festgehalten werden, dass eine Über-
nahme der entsprechenden Regelungen der 
Richtlinie, insbesondere des umfangreichen An-
hangs I, das BayKSG überfrachten würde. 

Die Neufassung des Anwendungsbereichs ist 
zwingend notwendig, da Bayern insoweit eine eu-
roparechtliche Umsetzungspflicht trifft. Darüber 
hinaus handelt es sich um die Richtigstellung ei-
ner unrichtig gewordenen Verweisung. 

2. Die neu in Satz 1 aufgenommene Zwei-Jahres-
Frist für die Kreisverwaltungsbehörden setzt die in 
Art. 12 Abs. 1 Buchstabe c) der Seveso-III-Richtli-
nie neu enthaltene verbindliche Zeitvorgabe für 
die Erstellung externer Notfallpläne um. Sie knüpft 
zeitlich an die Übermittlung der für die Erstellung 
externer Notfallpläne erforderlichen Informationen 
durch die Betreiber an. Durch die Bezugnahme 
auf die Erforderlichkeit kommt gleichzeitig zum 
Ausdruck, dass die Frist für die Kreisverwaltungs-
behörde jeweils erst mit Erhalt vollständiger und 
für die externe Notfallplanung fachlich ausrei-
chend geeigneter Betreiberinformationen zu lau-
fen beginnt.  

3. Die Verpflichtung der Betreiber zur Übermittlung 
der für die Erstellung externer Notfallpläne erfor-
derlichen Informationen nach Art. 12 Abs. 1 Buch-
stabe b) der Seveso-III-Richtlinie (wie insbesonde-
re dem Sicherheitsbericht und der internen Not-
fallpläne) wird – einschließlich der zugehörigen 
Fristen-, Übergangs- und Bußgeldregelungen – 
bundesrechtlich in der Störfall-Verordnung umge-
setzt. Einer eigenen landesrechtlichen Regelung 
dieser Betreiberpflichten bedarf es daher nicht 
mehr. Der bisherige Satz 2 von Art. 3a Abs. 1 
BayKSG, der insoweit seit Inkrafttreten der Stör-
fall-Verordnung zum 03.05.2000 allenfalls noch 
eine deklaratorische Funktion erfüllt hat, kann 
damit entfallen. Da die Frist für die Kreisverwal-
tungsbehörden zur Erstellung externer Notfallplä-
ne aber an die Übermittlung der Betreiberinforma-
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tionen anknüpft, ist zumindest ein klarstellender 
Verweis auf die entsprechenden Regelungen der 
Störfall-Verordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung erforderlich. Dem wird durch Einfügung des 
neuen Absatzes 2 von Art. 3a BayKSG Rechnung 
getragen.   

4. Mit den vorstehenden Änderungen 2. und 3. wird 
in Verbindung mit der Einfügung des neuen Abs. 2 
unter lit. b) zugleich eine systematische Verbesse-
rung erzielt, da nun in den Abs. 1 und 2 klar zwi-
schen Behörden- und Betreiberpflichten unter-
schieden wird. Durch die Verweisung auf die Vor-
schriften der Störfall-Verordnung, welche die zu-
gehörigen Bußgeldvorschriften mit einschließt, 
kann zudem auch die Schaffung eigener Sankti-
onsmöglichkeiten im BayKSG unterbleiben. Im di-
rekten Vergleich zu dieser Alternative wird also im 
Ergebnis der Normbestand verringert bzw. auf 
den zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie er-
forderlichen Mindestumfang beschränkt.  

5. Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. Im Übrigen han-
delt es sich um rein redaktionelle Änderungen zur 
sprachlichen Straffung der Norm. 

Zu lit. b)  

Die Verpflichtung der Betreiber, der zuständigen Be-
hörde die zur Erstellung externer Notfallpläne erfor-
derlichen Informationen zu übermitteln, wird ein-
schließlich der sich aus den jeweiligen Seveso-Richt-
linien ergebenden Fristen- und Übergangsvorschriften 
in der Störfall-Verordnung des Bundes umgesetzt. 
Aus den bereits unter lit. a) Ziffer 3 genannten Grün-
den bedarf es daher keiner eigenen Regelung im 
BayKSG mehr. Da die Frist für die Kreisverwaltungs-
behörden zur Erstellung externer Notfallpläne aber an 
die Übermittlung der Betreiberinformationen anknüpft, 
ist zumindest ein klarstellender Verweis auf die Stör-
fall-Verordnung erforderlich. Dem wird durch Einfü-
gung des neuen Absatzes 2 von Art. 3a BayKSG 
Rechnung getragen. Durch die Ausgestaltung als dy-
namische Verweisung ist gewährleistet, dass sich die 
Betreiberpflichten und daran anknüpfend auch der 
Beginn der Frist für die Kreisverwaltungsbehörden 
jeweils nach der aktuell geltenden Fassung der Stör-
fall-Verordnung richtet und dortiger Änderungsbedarf, 
insbesondere zur Umsetzung von EU-Recht, keine 
gleichzeitige Änderung auch des BayKSG erforderlich 
macht. Gegenüber der bisherigen Fassung von Art. 
3a Abs. 1 BayKSG können mit der Neufassung inso-
weit unnötige Doppelstrukturen in Bundes- und Lan-
desrecht beseitigt bzw. vermieden werden, was auch 
der Schlankhaltung des BayKSG dient. Dies gilt in 
besonderem Maße für die nach Art. 28 der Seveso-III-
Richtlinie weiterhin geforderten Sanktionsmöglichkei-
ten im Falle einer Säumnis des Betreibers, da hierfür 
unmittelbar auf die zugehörigen bundesrechtlichen 
Bußgeldvorschriften der Störfall-Verordnung zurück-
gegriffen werden kann und damit eigene Sanktions-
möglichkeiten im BayKSG weiterhin unterbleiben kön-
nen.  

Zu lit. c)  

Die Änderung der Absatznummerierung ist systema-
tisch bedingt.  

 

Zu lit. d)  

Die Änderung der Absatznummerierung ist systema-
tisch bedingt. 

Zu aa) 

Die Änderung dient – ohne Auswirkungen auf den 
materiell-rechtlichen Regelungsgehalt – der Anpas-
sung an die Terminologie der Seveso-III-Richtlinie und 
damit einer zweifelsfreien Erfüllung der europarechtli-
chen Umsetzungspflicht sowie der Rechtsvereinheitli-
chung.  

Zu bb)  

Die Änderung in Ziffer 5 dient der Umsetzung einer 
entsprechenden Änderung der Nummer 2 Buchstabe 
e) des Anhangs IV zur Seveso-III-Richtlinie.  

Zu cc)  

Die Änderung in Ziffer 6 dient der Umsetzung einer 
entsprechenden Änderung der Nummer 2 Buchstabe 
f) des Anhangs IV zur Seveso-III-Richtlinie.  

Die Erweiterungen sind jeweils zwingend notwendig, 
da Bayern insoweit eine europarechtliche Umset-
zungspflicht trifft. 

Zu dd) 

Die Änderung dient der Anpassung an den Vertrag 
von Lissabon, mit dem die Europäische Union 
Rechtsnachfolgerin der Europäischen Gemeinschaf-
ten wurde. 

 

Zu lit. e)   

Die Änderung der Absatznummerierung ist systema-
tisch bedingt.  

Zu aa) 

Die Änderungen in Satz 1 setzen Art. 12 Abs. 5 der 
Seveso-III-Richtlinie um. Die dortige Vorgabe hat ge-
genüber dem inhaltlich entsprechenden Art. 11 Abs. 3 
der Seveso-II-Richtlinie eine weitere Präzisierung da-
hingehend erfahren, dass die Öffentlichkeitsbeteili-
gung bei externen Notfallplänen neben der Erstellung 
nur bei wesentlichen Änderungen zu erfolgen hat. Der 
Begriff der „wesentlichen Änderung“ bringt den mate-
riell-rechtlichen Regelungsgehalt der Vorschrift besser 
zum Ausdruck als der bisherige Begriff der „Aktualisie-
rung“, der bei wörtlicher Auslegung auch laufende, 
rein formale Fortschreibungen des Plans, wie z.B. die 
Änderung von Anschriften, Telefonnummern etc., er-
fasst hatte. Zur Klarstellung wurde daher im Zuge der 
Umsetzung der Seveso-II-Richtlinie durch das Gesetz 
zur Änderung des BayKSG vom 24. Mai 2007 (GVBl 
S. 342) in der Begründung auch nochmals ausdrück-
lich darauf hingewiesen, dass unter Fortschreibungen 
nach Sinn und Zweck der Richtlinie nur materielle 
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Planänderungen fallen. Mit der Verwendung des Be-
griffs der wesentlichen Änderungen kommt dieser 
Sinn und Zweck nunmehr bereits unmittelbar aus dem 
Wortlaut der Seveso-III-Richtlinie zum Ausdruck. Eine 
wörtliche Übernahme in das BayKSG ist damit unab-
hängig von der europarechtlichen Umsetzungspflicht 
schon im Interesse der Rechtsklarheit geboten. Sie 
dient im weiteren Sinn auch der Entlastung der Ver-
waltung, ohne die Beteiligungsrechte der Öffentlich-
keit in einer der Richtlinie zuwiderlaufenden Weise zu 
schmälern. 

Die Ergänzung um das Wort „frühzeitig“ dient eben-
falls der Umsetzung von Art. 12 Abs. 5 der Seveso-III-
Richtlinie. Art. 11 Abs. 3 der Seveso-II-Richtlinie hatte 
noch keine solche zeitliche Komponente enthalten, so 
dass eine entsprechende Anpassung von Art. 3a 
BayKSG für eine vollständige Erfüllung der europa-
rechtlichen Umsetzungspflicht formal erforderlich ist. 
Da die Auslegung faktisch aber schon bisher zum 
frühest möglichen Zeitpunkt erfolgte, beschränkt sich 
die Ergänzung inhaltlich allerdings auf eine bloße 
Feststellung der bestehenden Vollzugspraxis.  

Nicht übernommen wird die neu aufgenommene Be-
schränkung der Beteiligung auf die „betroffene“ Öf-
fentlichkeit im Sinne der Definition in Art. 3 Nr. 18 der 
Seveso-III-Richtlinie. Die Beibehaltung der bisherigen, 
grundsätzlich schrankenlosen Öffentlichkeitsbeteili-
gung entbindet die Katastrophenschutzbehörde einer-
seits von einer entsprechenden zusätzlichen Prüfung, 
andererseits ist aufgrund der weitgefassten Begriffs-
bestimmung in Art. 3 Nr. 18 der Seveso-III-Richtlinie 
ohnehin keine signifikante bzw. praktisch relevante 
Reduzierung des Personenkreises erkennbar.   

Zu bb) und cc)  

Die Änderungen in den Sätzen 2, 5 und 6 tragen der 
Zielsetzung einer stärkeren Öffentlichkeitsbeteiligung 
der Seveso-III-Richtlinie Rechnung. Der Begriff der 
Stellungnahme bringt den umzusetzenden Kerngehalt 
von Art. 12 Abs. 5 der Seveso-III-Richtlinie, wonach 
der Öffentlichkeit die Gelegenheit zu geben ist, ihren 
Standpunkt zu den externen Notfallplänen darzule-
gen, genauer und umfassender zur Geltung als der 
Begriff der bloßen Anregung. Der bisher verwendete 
Begriff konnte gegenüber dem Bürger den Eindruck 
erwecken, dass Einwände gegen die Pläne nicht mög-
lich sind. Diese Ungenauigkeit wird mit der neuen 
Formulierung beseitigt. Dieses Ziel wäre zwar auch 
über eine richtlinienkonforme Auslegung des Begriffs 
der Anregung erreichbar, mit der neuen Formulierung 
werden jedoch verbleibende Unsicherheiten von vorn-
herein beseitigt und der Gefahr des Vorwurfs einer 
nicht ausreichenden Umsetzung der Richtlinie vorge-
beugt. Die Änderungen sind in diesem Sinn aufgrund 
einer europarechtlichen Umsetzungspflicht als erfor-
derlich anzusehen. 

Zu lit. f)   

Die Änderung der Absatznummerierung ist systema-
tisch bedingt.  

Zu aa)  

Es handelt sich um Anpassungen infolge der Ände-
rungen nach lit. e) – Unterpunkte bb) und cc). Die 
dortige Begründung gilt entsprechend. 

Zu bb)  

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Ände-
rung.  

 

Zu lit. g)  

Die Änderung der Absatznummerierung ist systema-
tisch bedingt.  

 

Zu lit. h)  

Die Änderung der Absatznummerierung ist systema-
tisch bedingt.  

Zu aa) und bb) 

Die Änderungen dienen der Anpassung an den Ver-
trag von Lissabon, mit dem die Europäische Union 
Rechtsnachfolgerin der Europäischen Gemeinschaf-
ten wurde; die übrigen Änderungen sind redaktioneller 
Art. 

 

Zu lit. i)  

Die Änderung der Absatznummerierung ist systema-
tisch bedingt. 

 

Zu § 1 Nr. 3 (Art. 3b BayKSG): 

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folge-
änderung. 

 

Zu § 1 Nr. 4 (Art. 8 BayKSG): 

Die Änderungen sind redaktioneller Art. Es werden 
überholte Begrifflichkeiten durch die aktuellen ersetzt. 

 

Zu § 1 Nr. 5 (Überschrift Art. 19 BayKSG): 

Die Änderung ist redaktioneller Art. Die Vorschriften 
über das Außerkrafttreten wurden bereits aufgehoben. 

 

§ 2  
Inkrafttreten: 

In § 2 wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt. 



Forderungen und die zur Durchsetzung notwendigen
Schritte beschließen. Wir wollen der überzogenen Bü-
rokratie zulasten unserer Wirtschaft einen gewaltigen
Riegel vorschieben. – Ich danke für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau
Staatsministerin. Damit ist die Aktuelle Stunde been-
det.

Bevor ich in der Tagesordnung fortfahre, möchte ich
bekannt geben, dass wir heute technische Probleme
im Haus haben. Es gibt Probleme mit der Übertra-
gung der Sitzung in die Büros. Wir hoffen, dass die
Probleme – an der Lösung wird fieberhaft gearbeitet –
bis Mittag behoben sind.

Jetzt rufe ich Tagesordungspunkt 2 a auf:

Erste Lesungen zu Gesetzentwürfen, die ohne
Aussprache an die federführenden Ausschüsse
überwiesen werden sollen:

In der Tagesordnung sind die zur Überweisung anste-
henden Gesetzentwürfe mit den als federführend an-
gesehenen Ausschüssen aufgeführt. Gibt es hinsicht-
lich der Überweisungsvorschläge noch
Änderungswünsche? – Das ist nicht der Fall. Dann
kommen wir zur Beschlussfassung über die Überwei-
sungen. Wer mit der Überweisung an die zur Feder-
führung vorgeschlagenen Ausschüsse einverstanden
ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-
men bitte ich anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltung-
en? – Auch keine. Damit werden die Gesetzentwürfe
den entsprechenden Ausschüssen zur federführen-
den Beratung zugewiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes
und des Bayerischen Mediengesetzes
(Drs. 17/4584)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Antragsteller
begründet. Ich darf auf die Redezeiten nach den
neuen Regeln der Geschäftsordnung hinweisen. Die
CSU hat acht Minuten Redezeit, die SPD sechs Minu-
ten, die FREIEN WÄHLER haben fünf Minuten, die
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN hat fünf
Minuten und die Staatsregierung acht Minuten. Ich
darf die Aussprache eröffnen. Als Erster hat Herr Pro-

fessor Dr. Piazolo das Wort. – Bitte schön, Herr Kolle-
ge.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Frau
Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir reden über Medien. Aufblende: Der Heimat-
minister ist im ländlichen Raum steckengeblieben. Die
dunkle Audi-Limousine ist am Straßenrand abgestellt.

(Jürgen W. Heike (CSU): Ganz schön neidisch!)

Was für ein Bild? Die Klappe auf, aber kein Antrieb.

(Heiterkeit und Beifall bei den FREIEN WÄH-
LERN)

Ich meine natürlich das Auto und nicht den Minister.
Doch halt: Eine freundliche Frau im roten Auto – lei-
der ein rotes Auto – schleppt ihn ab. Zum Dank textet
nun der Gute die arme Frau mit CSU-Wahlwerbung
zu. Dahoam is Dahoam!

(Zuruf von der CSU: Die Wahrheit!)

800.000 Zuschauer des Vorabendprogramms auf
dem Sofa lauschen dem Ministerpräsidenten in spe –
800.000!

(Jürgen W. Heike (CSU): Toll!)

Product Placement vom Feinsten ist das, und das
auch noch ungekennzeichnet. Normalerweise wird im
Fernsehen jede Müslischachtel abgeklebt, hier aber
wird Wahlwerbung pur gemacht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Gegenwärtig müssten Sie – ich habe es ausgerechnet
– 10.000 Euro zahlen, wenn Sie über die gleiche Zeit
Werbung senden würden. Ich möchte die CSU dazu
ermuntern, diese 10.000 Euro aus der Parteikasse
dem Bayerischen Rundfunk zu überweisen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Rundfunkrat als Aufsichtsgremium – jetzt sind wir
beim Thema -, der zu mehr als einem Drittel mit
staatsnahen Personen, mehrheitlich von der CSU, be-
setzt ist, schweigt. – Abblende.

(Jürgen W. Heike (CSU): Dann müsst ihr halt
mehr erkämpfen!)

Ist es ein Wunder? Der Intendant des BR ist ein CSU-
Mitglied. Der Präsident der BLM ist ein CSU-Mitglied.

(Jürgen W. Heike (CSU): Ist das eine Schande?)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 17/4943 

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Norbert Dünkel 
Mitberichterstatter: Klaus Adelt 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale 
Fragen, Innere Sicherheit und Sport federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
hat den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 
26. Sitzung am 25. Februar 2015 beraten und e i n s t im m i g  
Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
hat den Gesetzentwurf in seiner 32. Sitzung am 16. April 2015 
endberaten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen mit 
der Maßgabe, dass in § 2 als Datum des Inkrafttretens der „1. 
Juni 2015“ eingefügt wird. 

Dr. Florian Herrmann 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 17/4943, 17/6161 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Katastro-
phenschutzgesetzes1 

§ 1 

Das Bayerische Katastrophenschutzgesetz (BayKSG) 
vom 24. Juli 1996 (GVBl S. 282, BayRS 215-4-1-I), 
zuletzt geändert durch § 1 Nr. 188 der Verordnung 
vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Art. 17 erhält folgende Fassung: 

„Art. 17 (aufgehoben)“  

b) In der Überschrift des Art. 19 wird das Wort  
„ , Außerkrafttreten“ gestrichen.  

2. Art. 3a BayKSG wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 
1
Die Kreisverwaltungsbehörde erstellt in-

nerhalb von zwei Jahren nach Erhalt der In-
formationen gemäß Abs. 2 Alarm- und Ein-
satzpläne (Art. 3 Abs. 1 Nr. 1) als externe Not-
fallpläne für Betriebe im Sinn von Art. 2 Abs. 1 
und 2 Satz 2 der Richtlinie 2012/18/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur 
Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl L 197 S. 1) 
in Verbindung mit Art. 3 Nr. 1 Halbsatz 1 und 
Nr. 3 der Richtlinie 2012/18/EU. 

2
Sie kann auf 

                                                           
1)

  § 1 Nr. 2 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der 
Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefah-
ren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Ände-
rung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 
96/82/EG des Rates (ABl L 197 S. 1). 

Grund der Informationen im Sicherheitsbericht 
entscheiden, dass sich die Erstellung eines 
externen Notfallplans erübrigt; die Entschei-
dung ist zu begründen.“ 

b) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:  

„(2) Die Übermittlung der für die Erstellung ex-
terner Notfallpläne erforderlichen Informatio-
nen an die Kreisverwaltungsbehörde durch 
den Betreiber bestimmt sich nach den Vor-
schriften der Störfall-Verordnung.“  

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.  

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und wie folgt 
geändert: 

aa)  In Nr. 1 wird das Wort „Sofortmaßnah-
men“ durch das Wort „Notfallmaßnah-
men“ ersetzt. 

bb)  In Nr. 5 werden nach dem Wort „Be-
triebsgeländes“ ein Komma und die Wor-
te „einschließlich Reaktionsmaßnahmen 
auf Szenarien schwerer Unfälle, wie im 
Sicherheitsbericht beschrieben und Be-
rücksichtigung möglicher Domino-Effek-
te, einschließlich solcher, die Auswirkun-
gen auf die natürlichen Lebensgrundla-
gen haben“ eingefügt. 

cc)  In Nr. 6 werden nach dem Wort „Öffent-
lichkeit“ die Worte „und aller benachbar-
ten Betriebe oder Betriebsstätten, die 
nicht in den Geltungsbereich der Richtli-
nie 2012/18/EU fallen,“ eingefügt. 

dd) In Nr. 7 wird das Wort „Gemeinschaften“ 
durch das Wort „Union“ ersetzt. 

e) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und wie folgt 
geändert: 

aa)  In Satz 1 wird das Wort „Fortschreibung“ 
durch die Worte „bei wesentlichen Ände-
rungen frühzeitig“ ersetzt.  

bb)  In Satz 2 werden die Worte „Anregungen 
vorgebracht werden können“ durch die 
Worte „zu den Plänen Stellung genom-
men werden kann“ ersetzt.  

cc)  In Satz 5 Halbsatz 1 und Satz 6 Halb-
satz 1 wird jeweils das Wort „Anregun-
gen“ durch das Wort „Stellungnahmen“ 
ersetzt.  

f) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6; Satz 2 wird 
wie folgt geändert: 
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aa)  In Halbsatz 1 werden die Worte „Anre-
gungen nur zu den geänderten oder er-
gänzten Teilen vorgebracht werden kön-
nen“ durch die Worte „nur zu den geän-
derten oder ergänzten Teilen Stellung 
genommen werden kann“ ersetzt. 

bb)  In Halbsatz 2 wird die Zahl „4“ durch die 
Zahl „5“ ersetzt.  

g) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7. 

h) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 8 und wie folgt 
geändert: 

aa) In Satz 1 werden das Wort „Gemein-
schaften“ durch das Wort „Union“ und die 
Worte „Art. 11 bis 13“ durch die Worte 
„Art. 12 bis 14“ ersetzt.  

bb) In Satz 2 werden das Wort „Gemein-
schaften“ durch das Wort „Union“ und die 
Worte „Absatz 1 Satz 3“ durch die Worte 
„Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.  

i) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9. 

3. Art. 3b Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„
3
Art. 3a Abs. 5 und 6 finden entsprechende An-

wendung.“ 

4. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird das Wort 
„Rettungsleitstelle“ durch die Worte „Integrier-
ten Leitstelle“ ersetzt.  

b) In Abs. 3 werden die Worte „THW-Hel-
ferrechtsgesetz“ durch die Worte „THW-Ge-
setz“ ersetzt. 

5. In der Überschrift des Art. 19 wird das Wort  
„ , Außerkrafttreten“ gestrichen. 

 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2015 in Kraft. 

Die Präsidentin 

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes (Drs. 17/4943) 

- Zweite Lesung -

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Wir kommen deshalb zur Abstimmung. Der 

Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf der Drucksache 17/4943 und die Be­

schlussempfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für Kommunale Fra­

gen, Innere Sicherheit und Sport auf der Drucksache 17/6161 zugrunde.

Der federführende Ausschuss empfiehlt die unveränderte Annahme. Der endberaten­

de Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen stimmt ebenfalls zu. Er­

gänzend schlägt er vor, in § 2 als Datum des Inkrafttretens den "1. Juni 2015" einzufü­

gen.

Wer dem Gesetzentwurf mit dieser Ergänzung seine Zustimmung geben will, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN 

WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Ich bitte, die Gegenstimmen an­

zuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge­

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu 

erheben. – Danke schön. Ich bitte, die Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Gibt es 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist das Gesetz so angenommen. Es hat den 

Titel: "Gesetz zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes".
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